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Bad Godesberg, den 9. September 1964 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Erhebung über Kündigungen von Mietverhältnissen 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 
— Drucksache lV/2536 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich namens der Bundesregie- 
rung wie folgt: 

Zu 1. 

Die Bundesregierung ist aufs stärkste daran interessiert, daß 
sich die Überführung des Wohnungswesens in die soziale 
Marktwirtschaft ohne wesentliche Reibungen und Härten voll- 
zieht. Sie ist der Auffassung, daß die gesetzlichen Vorschriften, 
insbesondere über die Wohnbeihilfen und den Kündigungs- 
schutz, genügende soziale Sicherungen enthalten, beobachtet 
aber trotzdem aufmerksam das Geschehen auf dem Wohnungs- 
markt. 

Unterlagen über den Umfang der Kündigungen in den weißen 
Kreisen liegen bisher nicht vor. Nach einem Bericht, den die 
für Wohnungs- und Siedlungswesen zuständigen Minister der 
Länder auf einer Ministerkonferenz im Frühjahr gegeben haben, 
war von einer Häufung der Kündigungen in den weißen Krei- 
sen nichts bekannt. Gleichwohl bereitet der Bundesminister 
für Wohnungswesen, Städtebau und Raumordnung den Entwurf 
eines Gesetzes über die Durchführung einer Repräsentativstati- 
stik auf dem Gebiete des Wohnungswesens (Wohnungsstich- 
probengesetz 1965) vor, in dem Wohnungsstichproben für das 
ganze Bundesgebiet vorgesehen sind, die u. a. die nach dem 
1. November 1963 vom Vermieter gekündigten Hauptmietver- 
hältnisse erfassen sollen. Die Bundesregierung ist bereit, über 
das Ergebnis der Wohnungsstichproben zu berichten. 

Zu 2. 

Es ist nicht beabsichtigt, ein Gesetz einzubringen, das über die 
zu 1. genannten statistischen Erhebungen hinaus dem Vermie- 
ter von Wohnraum die Verpflichtung auferlegt, eine erfolgte 
Kündigung den Gemeindebehörden mitzuteilen. Ganz abgese- 
hen von den grundsätzlichen Bedenken gegen einen derartigen 
Eingriff in die Rechtsposition des Vermieters, wären derartige 
Mitteilungen wenig geeignet, ein verläßliches Bild über die 
Entwicklung des Wohnungsmarktes abzugeben. Soweit die 
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Kündigungen zu einer Fluktuation und Auflockerung der viel- 
fach erstarrten Mietverhältnisse führen, handelt es sich keines- 
wegs stets um eine unerwünschte Folge des Abbaues der Woh- 
nungszwangswirtschaft. Ein Bild über die Lage am Wohnungs- 
markt würde nur zu gewinnen sein, wenn gleichzeitig festge- 
stellt werden könnte, inwieweit im Rahmen dieser Fluktuation 
der Wohnungsbedarf der Mieter gedeckt werden kann oder 
vorerst ungedeckt bleibt. Darüber können aber die Kündigun- 
gen keinen Aufschluß geben. 

Dazu kommt, daß die Zahl der Kündigungen schon deshalb 
keinen entscheidenden Aussagewert hat, weil keineswegs fest- 
steht, ob eine Kündigung in jedem Falle zum Verlust der Woh- 
nung führt. Häufig einigen sich die Mietvertragsparteien — 
ggf. nach einer Änderung der Vertragsbedingungen — über eine 
Fortsetzung des Mietverhältnisses. In vielen Fällen widerspre- 
chen die Mieter der Kündigung und erreichen ggf. durch ge- 
richtliche Entscheidung eine Verlängerung des Mietverhält- 
nisses. Ein gewisses Indiz für die Wohnungsmarktsituation 
könnte allenfalls die Zahl der Räumungsklagen sein, obwohl 
auch hier noch ein Prozeßabschluß durch Vergleich erfahrungs- 
gemäß eine große Rolle spielt und die Gerichte darüber hinaus 
Härten durch die Zubilligung von Räumungsfristen bis zu ei- 
nem Jahr ausschließen können. Es ist deshalb beabsichtigt, 
die Justizressorts der Länder zu bitten, Feststellungen über die 
Zahl der Räumungsklagen in den sog. „weißen Kreisen" im 
Vergleich zu der Zeit vor der Aufhebung der Wohnungszwangs- 
wirtschaft zu treffen, über das Ergebnis wird zu gegebener 
Zeit berichtet werden. 

Durch statistische Erhebungen können im übrigen etwaige 
örtliche Schwierigkeiten am Wohnungsmarkt nicht beseitigt 
werden. Viel wesentlicher erscheinen Maßnahmen, welche 
die Befriedigung des Wohnungsbedarfs derjenigen Personen 
erleichtern, deren Unterbringung erfahrungsgemäß besondere 
Schwierigkeiten bereitet, insbesondere die Unterbringung der 
kinderreichen Familien. Dem dient vor allem die seit über einem 
Jahrzehnt planmäßig von Bund, Ländern und Gemeinden (Ge- 
meindeverbänden) durchgeführte Förderung des sozialen Woh- 
nungsbaues, namentlich die Förderung des Baues von Fami- 
lienheimen. Außerdem ist beabsichtigt, die vorhandenen Sozial- 
wohnungen stärker zur Befriedigung dieses Wohnungsbedarfs 
heranzuziehen. Die Bundesregierung wird deshalb in Kürze dem 
Bundestag den Entwurf eines Gesetzes zur verstärkten Eigen- 
tumsbildung im Wohnungsbau und zur Sicherung der Zweck- 
bestimmung von Sozialwohnungen zuleiten. In dem Gesetzent- 
wurf ist vorgesehen, daß alle seit dem 20. Juni 1948 bezugsfer- 
tig gewordenen Sozialwohnungen von den Gemeinden (oder 
von den sonstigen durch die Landesregierungen bestimmten 
Stellen) erfaßt und diesen Behörden wirksame gesetzliche Hand- 
haben gegeben werden, um die zweckgerechte Belegung dieser 
Wohnungen sicherzustellen. 
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